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Gemeinde Heist 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 311/2010/HE/BV
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Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

02.09.2010 öffentlich 

 
Antrag auf Einrichtung einer Einbahnstraße in der Gemeindestraße 
Großer Kamp 
 
Sachverhalt: 
Am 02.07.2010 hat ein Ortstermin in der Gemeindestraße Großer Kamp mit einigen 
Anliegern, Herrn Bürgermeister Neumann, Herrn Bartels vom Bauhof und der Unter-
zeichnerin stattgefunden. 
Die Anwohner haben kurz die Situation geschildert und als besonders störend die 
Parkerei an der Ostseite der Straße (zum Lehmweg hin) empfunden. Die Idee, mit 
Blumenkübeln hier Verkehrsberuhigung zu schaffen, wird als nicht sinnvoll angese-
hen. Auch der Beschluss der GV, hier eine Befragung bezüglich der Einrichtung ei-
ner Einbahnstraße durchzuführen, wird höchstwahrscheinlich, so wie in der Straße  
„Kleine Twiete“, durch die Bürger abgelehnt. 
Ab dem Sommer 2011 wird das Kachelöfchen durch eine neue Pächterin übernom-
men. Diese war zufällig ebenfalls vor Ort. Sie hat vorgeschlagen, die PKW´s ihrer 
Mitarbeiter an der besagten Stelle parken zu lassen. Diese würden dann den ganzen 
Tag dort stehen und es könnten keine anderen Fahrzeuge dort parken. Die Anwoh-
ner waren mit dieser Parklösung einverstanden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Amt ist für den ruhenden Verkehr (Aufstellung und Abbau von Haltverbotsschil-
dern) nach Absprache mit der Gemeinde zuständig. Wenn PKW´s an der Ostseite 
der Straße „Großer Kamp“ parken, müssten die Haltverbotsschilder abgebaut wer-
den. Die Polizeistation Moorrege hat sich ebenfalls positiv zum Abbau der Schilder 
geäußert. Aus Sicht der Polizei könnten im Bereich des Kachelöfchen´s alle Haltver-
botsschilder abgebaut werden. Diese sind überflüssig, weil trotzdem, besonders in 
den Sommermonaten, dort geparkt wird. Um die 30-Zone besser hervor zu heben, 
könnten ggf. ein Piktogramm sowie größere Schilder aufgestellt werden. 
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Finanzierung:  
In der Haushaltsstelle 63000.52000 – Kauf von Straßenschildern – sind noch ca. 
1.000,00 € verfügbar. In der Haushaltsstelle 63000.51000 – Straßenunterhaltung – 
sind für die Markierungsarbeiten noch etwa 180,00 € vorhanden, so dass diese 
Haushaltsstelle überschritten werden müsste. Für das Schild würden ca. 150,00 € 
anfallen, die Markierungskosten belaufen sich auf etwa 300,00 €. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehrangelegenheiten der Gemeinde 
Heist beschließt die neue Beschilderung und Markierung in der Straße „Großer 
Kamp“/lehnt eine neue Beschilderung und Markierung in der Straße „Großer Kamp“ 
ab. 
 
 
             
 
 
 
 
 
 
 
 
_______________ 
Neumann 
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Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

02.09.2010 öffentlich 

 
Antrag auf Verkehrsberuhigung in der Straße "Am Knick" 
 
Sachverhalt: 
Anlieger haben sich über die Geschwindigkeiten der Fahrzeuge in der Straße „Am 
Knick“ beschwert. Die absolut gerade Strecke verleite zum Rasen. Die Kinder spielen 
im Knick und laufen teilweise auf die Straße, so dass es zu gefährlichen Situationen 
gekommen ist.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Straße am Knick ist als verkehrsberuhigter Bereich ausgewiesen und darf somit 
nicht schneller als Schrittgeschwindigkeit (4-7 km/h) befahren werden. 
Nach Rücksprache mit Frau Biermann vom Kreis Pinneberg wurden damals beim 
Bau der Straße erhebliche Gründe seitens der Straßenverkehrsbehörde gegen die 
Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereiches geäußert. U.a. muss die Schrittge-
schwindigkeit von 4-7 km/h nach den örtlichen Verhältnissen aus Verkehrssicher-
heitsgründen zwingend erforderlich sein. Gleichzeitig muss nach den örtlichen Ge-
gebenheiten erwartet werden können, dass eine sehr hohe Akzeptanz dieser extrem 
niedrigen Höchstgeschwindigkeit vorhanden sein wird. Beide Voraussetzungen sind 
für die Straße „Am Knick“ nicht erfüllt. 
Letztendlich wurde nur unter Zurückstellung aller Bedenken der verkehrsberuhigte 
Bereich in der Straße „Am Knick“ angeordnet. 
Um die Gefahrensituation in der Straße jedoch zu entschärfen, besteht die Möglich-
keit ggf. Blumenkübel aufzustellen oder Beete anzulegen. Diese könnten dann mit 
Bodendecker etc. gepflanzt werden, müssten aber durch den Bauhof gepflegt wer-
den. So könnte jedoch die Straße weiter verkehrsberuhigt werden. 
 
 
 
Finanzierung: 
Bei der Haushaltsstelle 63000.51000 –Straßenunterhaltung- sind nur noch knapp 
200,00 Euro vorhanden, so dass die Haushaltsstelle überschritten werden müsste. 
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Die Kosten werden auf knapp 500,00 € geschätzt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Bau -, Umwelt und Feuerwehrangelegenheiten der Gemeinde 
Heist beschließt die weitere Verkehrsberuhigung der Straße Am Knick durch Aufstel-
lung von Pflanzkübeln/lehnt die weitere Verkehrsberuhigung der Straße Am Knick 
durch Aufstellung von Pflanzkübeln ab. 
 
 
 
___________________ 
Neumann 
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Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

02.09.2010 öffentlich 

Gemeindevertretung Heist 13.09.2010 öffentlich 
 
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 16 für 
das Gebiet des Flugplatzes Uetersen-Heist (südlicher Teilbereich), 
nördlich der Straße Bültenweg, südlich der Marseille Kaserne, nord-
westlich des Naturschutzgebietes Tävsmoor/Haselauer Moor 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Gemeindevertretung Heist hat am 14.12.2009 den Entwurf des Bebauungspla-
nes Nr. 16 gebilligt und gleichzeitig beschlossen, dass die frühzeitige Unterrichtung 
der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) durchgeführt werden 
soll. 
Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit hat am 08.03.2010 im Rahmen einer 
Einwohnerversammlung stattgefunden. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
20.04.2010 über die Planungen unterrichtet und haben Gelegenheit erhalten, bis 
zum 25.05.2010 eine Stellungnahme abzugeben. 
 
Die Stellungnahmen, die im Rahmen der Beteiligungen sowie im Vorwege hierzu 
eingegangen sind, wurden durch das Planungsbüro in Abstimmung mit der Verwal-
tung und dem Bürgermeister geprüft. Resultierend aus dieser Prüfung wurde ein 
Vorschlag erarbeitet, wie und in welchem Umfang die Stellungnahmen berücksichtigt 
werden könnten (Abwägungsvorschlag). Der Abwägungsvorschlag und der aktuelle 
Planentwurf werden im Rahmen der Sitzung des Ausschusses für Bau-, Umwelt- und 
Feuerwehrangelegenheiten vorgestellt. 
 
Im Anschluss an die bereits durchgeführten Verfahrensschritte erfolgt die öffentliche 
Auslegung des Bebauungsplanes für die Dauer eines Monats im Amtshaus Moorre-
ge sowie die reguläre Beteiligung aller Behörden und Träger öffentlicher Belange.    
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Finanzierung: 
Die Planungskosten stehen haushaltsrechtlich zur Verfügung.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Bau-, Umwelt- und Feuerwehrangelegenheiten empfiehlt / Die 
Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 16 für das Gebiet des Flugplatzes Ue-
tersen-Heist (südlicher Teilbereich), nördlich der Straße Bültenweg, südlich 
der Marseille Kaserne, nord-westlich des Naturschutzgebietes Tävs-
moor/Haselauer Moor und die Begründung werden in den vorliegenden Fas-
sungen gebilligt. 

 
2. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öf-

fentlich auszulegen und die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange über die Auslegung zu benachrichtigen. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
 
 
 
 
___________________ 
Neumann 
 
 
 
Anlagen: 
- Planzeichnung 
- Begründung 
- Abwägungsvorschlag 
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Stellungnahmen B-Plan Nr. 16 

 

 2

1 Folgende Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden eingegangen und werden im Folgenden abgedruckt: 
1.1 Landesbetrieb Verkehr Schleswig-Holstein, Luftfahrtbehörde (Schreiben von 05.05.2010) 
1.2 Landesbetrieb Verkehr Schleswig-Holstein, Luftfahrtbehörde (Schreiben von 21.06.2010) 
1.3 Deutsche Flugsicherung 
1.4 Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt 
1.5 Kreis Pinneberg, Fachdienst Bauordnung 
1.6 Kreis Pinneberg, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit 
1.7 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein 
1.8 Forstbehörde Mitte des Landes Schleswig-Holstein 
1.9 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Außenstelle Izehoe 
1.10 WBV Haseldorfer Marsch 
1.11 Wehrbereichsverwaltung Nord, Außenstelle Kiel 

 
 Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken geäußert (auf Abdruck wurde daher verzichtet): 
 Handwerkskammer Lübeck 
 Landesbetrieb Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung Itzehoe 
 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
 Azv Südholstein 
 E.ON Hanse, Netzcenter Uetersen 
 Deutsche Telekom, Netzproduktion GmbH 
 Gemeinde Moorrege, Holm und Appen 
 
2 Folgende Stellungnahmen von Privaten sind eingegangen und werden im Folgenden abgedruckt: 

2.1 Bürgervereinigung gegen Fluglärm Heist und Umgebung e.V. 
(zusätzlich Schreiben vom 12.10.2009 das im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen ist) 

2.2 Flugplatz Uetersen / Heist GmbH  
(zusätzlich Schreiben vom 12.10.2009 das im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen ist) 

2.3 Flugplatzgemeinschaft Uetersen (im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen) 
 
3 Landesplanerische Stellungnahme 
 
4 Stellungnahmen aus der frühzeitigen Bürgerbeteiligung (Bürgerversammlung am 8. März 2010) 

 



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.1 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 
 



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.1 
 
 
 

 
 

 

 
 
 
 
 
  

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.2 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

   



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.3 

 
 
 

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme ist bereits gefolgt. 
Da der B-Plan keine neuen Baurechte schafft, sondern ledig-
lich bestehende Baurechte einschränkt, werden die notwendi-
gen Hindernisfreiflächen nicht beeinträchtigt. Evtl. notwendige 
Höhenbeschränkungen können wie bisher im Baugenehmi-
gungsverfahren geregelt werden. 
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. 
 

 



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.3 

 
 

 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
c) 
 
 
 
d) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) 
Ein Hinweis auf die vorhandene Trinkwasserversorgung wird 
in die Begründung aufgenommen. 
 
Zu b) 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu c) 
Der Stellungnahme kann nicht gefolgt werden. 
Die Beteiligung der UNB im Baugenehmigungsverfahren 
kann nur der Kreis Pinneberg intern regeln. In die Begrün-
dung wird aber unterstützend der Hinweis aufgenommen, 
dass eine Beteiligung der UNB erforderlich ist, um die Belan-
ge von Natur und Landschaft zu berücksichtigen, da der B-
Plan z. B. den notwendigen Ausgleich nicht regelt, sondern 
dieser im Einzelfall zu bestimmen ist. 
 
Zu d) 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
In die Begründung wird im Kapitel „Versorgung“ der Hinweis 
aufgenommen, dass bei evtl. Erweiterungen zu prüfen ist, ob 
die Kapazität der vorhandenen Regenrückhaltungen aus-
reicht. Evtl. Erweiterungen sind im Bauantragsverfahren zu 
regeln. Flächenreserven sind ausreichend vorhanden, so 
dass eine örtliche Festlegung im B-Plan nicht erforderlich ist. 



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.5  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
• Eine Einmessung des aktuellen Baubestands wird erfol-

gen. 
• Eine Begrenzung der Gebäudehöhen ist nicht erforderlich, 

dies kann im Bauantragsverfahren geregelt werden. 
• Die Hinweise zum Brandschutz werden in die Begründung 

aufgenommen. 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.6 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird auf folgende Weise gefolgt: 
Ein Hinweis auf die Sanierungsbedürftigkeit wird in die Be-
gründung aufgenommen. Ob und wann eine Sanierung aller-
dings erfolgen kann, muss der Eigentümer der Straße ent-
scheiden. Im Baugenehmigungsverfahren kann entschieden 
werden, ob die Erschließung durch die Straße noch ausrei-
chend ist. 

   



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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1.7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1) 
 
 
 

 
 

 
 

 

 

 
Zu 1) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt bzw. ist bereits gefolgt 
worden. 
Die Einstufung als einfacher Bebauungsplan ergibt sich durch 
die getroffenen Festsetzungen automatisch und bedarf keiner 
bewussten Entscheidung. Im Bebauungsplan werden Festset-
zungen nur insoweit getroffen wie sie erforderlich sind. § 30 
BauGB regelt, ab welcher Menge von Festsetzungen der B-
Plan allein die Zulässigkeit von Vorhaben regelt und wann 
ergänzend noch die Regelungen des § 34 oder § 35 des 
BauGB heranzuziehen sind. Da hier nur einzelne Festsetzun-
gen getroffen wurden, handelt es sich automatisch um einen 
sog. einfachen Bebauungsplan. 
 
Der Flugplatz selbst befindet sich nicht im Plangebiet, Rege-
lungen zum Flugverkehr oder zum Fluglärm außerhalb des 
Plangebietes kann der B-Plan nicht treffen.  
Festsetzungen zum Lärmschutz sind im Plangebiet nicht er-
forderlich. Es ist nicht erkennbar, dass schützenswerte Gebie-
te (z. B. Wohngebiete) durch Nutzungen innerhalb des Plan-
gebietes erheblich betroffen sein könnten. 
 
Eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung ist im Rahmen der zu-
gehörigen FNP-Änderung durchgeführt worden. Im Ergebnis 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Eine 
erneute FFH-Untersuchung im Rahmen des B-Plans ist nicht 
erforderlich, da er keine neuen Eingriffe vorbereitet. 
 
Eine Umweltprüfung wird durchgeführt. Diese frühzeitige Be-
teiligung ist Teil der Umweltprüfung (s. Anschreiben zur früh-
zeitigen Beteiligung vom 20.4.10). 
 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.7 
 

 

Zu 1.3) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Der Flugplatzbetreiber erhält kein „rechtliches Mehr“ an Nut-
zungen. Derzeit können unbeschränkt weitere Nutzungen be-
antragt und zugelassen werden. 
Die Aufstellung eines B-Plans war daher erforderlich. 

  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Zu 1.4) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Luftaufsichtsbehörde hat am 16. Juni auf Anfrage erklärt, 
dass Sie geringeren Nutzungsmöglichkeiten nicht zustimmt. 
Da Planfeststellungsverfahren des Wirtschaftsministeriums 
Vorrang gegenüber diesem B-Plan hätten, ist es sinnlos B-
Pläne im Widerspruch zur Luftaufsichtsbehörde zu beschlie-
ßen. Es wird vielmehr als Erfolg angesehen, dass die Luft-
fahrtbehörde in ihrer Stellungnahme (s. unter 1.1) freiwillig 
erklärt, zukünftige Vorhaben anhand der Festsetzungen des 
B-Plans zu beurteilen. 
 
Es ist daher nicht zielführend geringere Obergrenzen im B-
Plan festzusetzen. Die festgelegten Obergrenzen werden im 
Übrigen als städtebaulich sinnvoll und verträglich angesehen. 
 
Zu 2.1 und 2.2) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Begrifflichkeiten sind in der Begründung erläutert. Dort ist 
unter 3.1 erläutert, dass es sich hier um einen Landeplatz 
handelt, im Weiteren aber der geläufigere Oberbegriff Flug-
platz benutzt wird. 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.7 
 

 

Zu 3) 
Der Stellungnahme kann nicht gefolgt werden. 
Nutzungen die zum Flugbetrieb gehören können aus rechtli-
chen Gründen im Bebauungsplan nicht ausgeschlossen wer-
den. 
Im Kommentar zum Luftverkehrsgesetz von 
Grabherr/Reidt/Wysk heißt es dazu zu § 6 in Randnummer 
180:  
„Die Sperrwirkung für die kommunale Bauleitplanung, die 
durch § 38 BauGB ausgelöst wird, bedeutet nicht, dass die 
Aufstellung von … Bebauungsplänen für die Flughafenfläche 
gar nicht möglich wäre. Unzulässig sind lediglich … solche 
Festsetzungen eines Bebauungsplans, die der fachpla-
nungsrechtlichen Privilegierung widersprechen. Flugplatzspe-
zifische Nutzungen dürfen nicht ausgeschlossen werden.“ 
 
Da Nutzungsarten nicht ausgeschlossen werden können, 
wurde hier zur Regelung ersatzweise die Menge der Bebau-
ung geregelt (hier über die Größe der bebaubaren Grundflä-
che). 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.7 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

Zu 4.1 - 4.2.3) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Begründung erläutert die Festsetzungen. Die Festsetzung 
zu den zulässigen Nutzungen ist hinreichend genau. Eine de-
taillierte Nennung von Betriebsarten ist nicht erforderlich.  
Bestimmte Nutzungen können aus rechtlichen Gründen nicht 
ausgeschlossen werden (s. Abwägung zu 3.). 
Die Begrenzung des Umfangs ergibt sich durch die Festset-
zung der höchstzulässigen Grundfläche. 
 

 
  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.7 

 

 

              

 
 

 
 

 

 
Zu 4.2.4 - 4.2.8) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Der Flugplatz selbst befindet sich nicht im Plangebiet, Rege-
lungen zum Flugverkehr oder zum Fluglärm außerhalb des 
Plangebietes kann der B-Plan nicht treffen.  
Festsetzungen zum Lärmschutz sind im Plangebiet nicht er-
forderlich. Es ist nicht erkennbar, dass schützenswerte Gebie-
te (z. B. Wohngebiete) durch Nutzungen innerhalb des Plan-
gebietes erheblich betroffen sein könnten. 
Hierzu sind im Übrigen in den Genehmigungsverfahren für 
Vorhaben jeweils Bestimmungen vorgesehen, die den Schutz 
der Umgebung sicherstellen. 
 
Sollten sich später Ansiedlungswünsche von Betrieben erge-
ben, die Lärmkonflikte verursachen könnten, so kann die Ge-
meinde bei Bedarf den B-Plan ändern und entsprechende 
Regelungen zum Lärmschutz festsetzen. 
 
Die Bewertung von Lärmimmissionen in Bezug auf Natur und 
Landschaft erfolgt im Rahmen des Umweltberichtes, der im 
weiteren Verfahren noch erstellt wird. 
 
 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5) 
Die vorgenommene frühzeitige Beteiligung diente auch dazu, 
die Planungsziele der Behörden zu erfahren. Im angespro-
chenen Kap. 5.1 der Informationen ging es darum, ob die im 
B-Plan vorgenommene Begrenzung z. B. von der Luftfahrtbe-
hörde akzeptiert wird. Dies ist hier der Fall (s. Stellungnahme 
der Luftfahrtbehörde unter 1.1). 
Eine Übereinstimmung mit den Zielen der Luftfahrtbehörde ist 
im Interesse der Gemeinde, weil sich die Luftfahrtbehörde 
durch ein Planfeststellungsverfahren über die Festsetzungen 
dieses B-Plans hinwegsetzen könnte. Dadurch wäre der Sinn 
des B-Plans in Frage gestellt. 

  



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
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Zu 
1.7 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
Zu 6.1 (in der Stellungnahme versehentlich mit 7.1 bezeich-
net)) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Zur Eingriffsregelung ist in Kap. 11 der Informationen folgen-
des erläutert: 
Die Festsetzungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist 
nicht erforderlich, da die Eingriffe bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt sind bzw. zulässig waren (§ 1a Absatz 3 
Satz 5 BauGB). Dieser B-Plan bereitet keine Eingriffe in Na-
tur- und Landschaft vor, sondern regelt lediglich die Art der 
baulichen Nutzung und gibt eine Obergrenze für bereits jetzt 
zulässige Nutzungen vor. Für konkrete Vorhaben im Plange-
biet ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wie für Vor-
haben im Außenbereich gemäß § 35 BauGB anzuwenden. 
Die Eingriffsregelung ist erst im Rahmen der jeweils konkreten 
Baugenehmigungsverfahren abzuarbeiten und umzusetzen. 
 
Diese Aussage behält seine Richtigkeit.  
 
 
Zu 6.2. 
Ein Verstoß gegen die Vorschriften der WSG-Verordnung ist 
nicht erkennbar. Die zuständige Behörde des Kreises Pinne-
berg hat keine Bedenken (s. Stellungnahme des Kreises Pin-
neberg unter 1.4) 
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Zu 
1.7 
 

               

Zu 6.3 - 6.4) 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
Der Umweltbericht wird erst im weiteren Verfahren erstellt, die 
dargestellten Aspekte werden dort untersucht und ggfls. weiter 
ausgeführt. 
Eine artenschutzrechtliche Stellungnahme wird ebenfalls er-
stellt werden. 
Eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung ist im Rahmen der zu-
gehörigen FNP-Änderung durchgeführt worden. Im Ergebnis 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Eine 
erneute FFH-Untersuchung im Rahmen des B-Plans ist nicht 
erforderlich, da er keine neuen Eingriffe vorbereitet. 
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Zu 
1.7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 7) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Es werden durch diesen B-Plan keine Voraussetzungen zur 
Steigerung des Luftverkehrs geschaffen, sondern lediglich für 
bereits jetzt zulässige Nutzungen eine Obergrenze festge-
setzt. 
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1.8 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der Waldschutzstreifen wird in die Planzeichnung eingetra-
gen. 
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1.9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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1.10 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Ein Hinweis auf den Verteidigungsschutzbereich wird in die 
Begründung aufgenommen. 
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2.1 
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Zu 
2.1 
 
 

 
 

 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. – 2.1) 
Der Teil der Stellungnahme ist analog der Stellungnahme der 
AG 29 (siehe 1.7 Abwägung zu Nr. 1. und 1.3). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.2) 
Die Frage der Erforderlichkeit einer Flächennutzungsplanän-
derung stellt sich nicht mehr, da er inzwischen vorliegt und 
rechtskräftig ist. Damit liegt eine Grundlage für Erweiterung 
vor. 
Um die vorhandenen Entwicklungsmöglichkeiten zu regeln, ist  
die Aufstellung eines Bebauungsplans sinnvoll.  
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Zu 
2.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.3) 
Kein Beschluss erforderlich. 
Die Gründe einer Erteilung von gemeindlichem Einvernehmen 
vor der Aufstellung dieses Bebauungsplans sind für dieses 
Verfahren ohne Belang. 
 
 
Zu 2.4 – 8.) 
Der nachfolgende Teil der Stellungnahme ist analog der Stel-
lungnahme der AG 29 (siehe 1.7 Abwägung zu Nr. 1.4 bis 7.). 
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Zu 
2.1  
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 
Kenntnisnahme  
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Zu 
2.1 

 
 

 
 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 29 
unter 1.7. zu Nr. 3. 
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Zu 
2.1 

Im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Es werden keine Flächen zur baulichen Expansion ausgewie-
sen. Der B-Plan legt lediglich eine Obergrenze für jetzt schon 
zulässige Nutzungen fest und regelt die Art der zulässigen 
Nutzung. 
Auch dient der B-Plan nicht dazu, bestehende Bauten zu lega-
lisieren. 
 
Im Übrigen siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der 
AG 29 unter 1.7. 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.) 
Der Stellungnahme wurde bereits teilweise gefolgt. 
Der Begriff Flughafen wird nicht mehr verwendet. 
Die Begrifflichkeiten sind in der Information erläutert. Dort ist 
unter 3.1 erläutert, dass es sich hier um einen Landeplatz 
handelt, im Weiteren aber der geläufigere Oberbegriff Flug-
platz benutzt wird. 
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Zu 
2.1 
 

Zu 2.) 
Siehe Abwägungsvorschlag zu Nr. 1 der Stellungnahme der 
AG 29 unter 1.7. 
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Zu 
2.1 

 

Zu 3. – 5.) 
Der Stellungnahem wird nicht gefolgt. 
Der B-Plan macht keine neuen Nutzungen zulässig und berei-
tet auch keine Erweiterungen vor, sondern beschränkt ledig-
lich jetzt schon zulässige Nutzungen. 
Daher wird keine Änderung des Vertragsinhalts oder der Ver-
tragsgrundlage vorgenommen. 
Eine exakte Festsetzung der Vertragsbedingungen war nicht 
möglich, da der B-Plan aus rechtlichen Gründen einige Sach-
verhalte nicht regeln darf. Z. B. können Nutzungen, die zum 
Flugbetrieb gehören, nicht ausgeschlossen werden (s. Abwä-
gungsvorschlag zu Nr. 3 der Stellungnahme der AG 29 unter 
1.7.). 
 
Die bestehenden Nutzungen auf dem Gelände sind bekannt, 
die Erstellung einer Übersicht ist nicht erforderlich. 
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Zu 
2.1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.) 
Kein Beschluss erforderlich. 
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2.2 

 

 
 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die nach dem B-Plan möglichen Erweiterungen sind 
voraussichtlich für einen längeren Zeitraum ausreichend.  
Die gewünschte Verlegung der Gebietsgrenze nach Os-
ten ist nur schwer umsetzbar. Der B-Plan nutzt hier das 
gesamte Sondergebiet aus der Flächennutzungsplanän-
derung aus. Eine Erweiterung des Sondergebiets im 
Bebauungsplan würde eine Flächennutzungsplanände-
rung erforderlich machen. Daher wird hier auf eine Er-
weiterung verzichtet. Über geringfügige Überschreitun-
gen der Sondergebietsgrenze kann ggfls. im Bauge-
nehmigungsverfahren entschieden werden. 
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Zu 
2.2 
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Zu 
2.2 

Stellungnahme vom 12.10.2009: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die nach dem B-Plan möglichen Erweiterungen sind 
voraussichtlich für einen längeren Zeitraum ausreichend. 
Eine Einschränkung der wirtschaftlichen Nutzung ist 
nicht zu erkennen.  
Die zusätzliche Bebauungsmöglichkeit im Sondergebiet 
1 beträgt ca. 1.200 m² und nicht wie hier genannt 
900 m². 
Den weiteren Anregungen wurde tlw. schon in dieser 
Planfassung Rechnung getragen. So wurden statt der 
sog. „Planeports“ im Plan „Flugzeugunterstellhallen“ 
festgesetzt. 
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Zu 
2.2 
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Zu 
2.2 
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Zu 
2.2 
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2.3. Im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen:   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme ist bereits teilweise gefolgt. 
Der B-Plan nutzt das gesamte Sondergebiet aus der 
Flächennutzungsplanänderung aus. 
Die zusätzliche Bebauungsmöglichkeit im Sondergebiet 
1 beträgt ca. 1.200 m² und nicht wie hier genannt 
900 m². Dies entspricht Erweiterungsmöglichkeiten um 
rund 15%. 
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Zu 
2.3 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Zu 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu b) 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
• Die dargestellten Bedenken sind nachvollziehbar, wenn im 

Baugebiet mehrere verschiedene Flurstücke und Grundei-
gentümer vorhanden sind. Da hier die Baugebiete jeweils in 
der Hand nur eines Verfügungsberechtigten sind, ist nicht 
zu befürchten, dass für einen weiteren Grundeigentümer 
keine Baurechte mehr verbleiben, weil der erste Grundei-
gentümer alle Möglichkeiten ausgenutzt hat. 

• Die Luftfahrtbehörde ist beteiligt worden. 
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1) 
 
 
 
2) 
 

Die Einwohnerversammlung hat beschlossen, dass die Gemeindevertretung 
Heist sich mit folgender Anregung zum Bebauungsplan Nr. 16 befassen mö-
ge: 
 
Die maximal bebaubare Grundfläche soll auf das rechtlich minimal notwendi-
ge Maß reduziert werden.  
 
 
Die Regelungen aus dem zwischen Gemeinde und Flugplatzbetreiber beste-
henden Vertrag sollen in dem Bebauungsplan einbezogen werden. 
 

Zu 1) 
Der Anregung wurde gefolgt. 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu Nr. 1.4. 
 
Zu 2) 
Der Anregung kann nur teilweise gefolgt werden. 
Der Flugplatz selbst befindet sich zu großen Teilen 
nicht im Plangebiet, Regelungen zum Flugverkehr au-
ßerhalb des Plangebietes kann der B-Plan nicht treffen. 
Nutzungen die zum Flugbetrieb gehören, können aus 
rechtlichen Gründen im Bebauungsplan nicht ausge-
schlossen werden. Daher ist es nicht möglich, alle Ver-
tragsbestandteile im B-Plan festzusetzen. 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu Nr. 3. 
 

2.1) Im Sommerhalbjahr (1.4. bis 30.9.) erfolgen an Sonn- und Feiertagen ab 
13.00 Uhr Ortszeit bis Betriebsschluss keine Starts in westlicher Richtung 
zu Schulflügen in der Platzrunde mit motorgetriebenen Flugzeugen (Flug-
zeugen und Motorseglern); (z. Zt. 270°).  
 

Zu 2.1) 
Festsetzungen außerhalb des B-Plan-Geltungsbereichs 
sind rechtlich nicht möglich. 

2.2) Es werden keine befestigten Start- und Landebahnen sowie innerhalb der 
bei Vertragsabschluss auf dem Flugplatz bestehenden Ringstraße keine 
befestigten Rollbahnen erstellt. Eine Landebahnbefeuerung oder sonstige 
Einrichtungen, welche Nachtflugbetrieb ermöglichen, werden nicht erstellt. 
 

Zu 2.2) 
Festsetzungen außerhalb des B-Plan-Geltungsbereichs 
sind rechtlich nicht möglich. 

2.3) Das umzäunte Gelände des Flugplatzes wird nicht erweitert. Außerhalb 
des umzäunten Geländes bauende Bauherren erhalten keinen direkten 
Zugang zum Flugplatz.  
 

Zu 2.3) 
Der Bebauungsplan grenzt durch die Ausweisung der 
Sondergebietsflächen den für die Bebauung vorgese-
henen Bereich von den sonstigen Außenbereichsflä-
chen ab. Baurechte, die außerhalb des Geltungsberei-
ches bestehen, können nicht Regelungsinhalt des Be-
bauungsplanes werden. Die Grenzen des Flugplatzes 
werden nicht durch Bebauungsplan, sondern durch die 
Luftfahrtbehörde festgesetzt. 
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2.4) Die Flugplatz Uetersen GmbH sorgt dafür, dass nicht mehr als 60 Flug-
zeuge in den zu schaffenden Unterstellplätzen untergestellt werden.  
 

Zu 2.4) 
Die Anzahl der gleichzeitig untergestellten oder insge-
samt auf dem Flugplatz stationierten Flugzeuge kann 
nicht durch Bebauungsplan geregelt werden.  
Da Nutzungsarten nicht ausgeschlossen werden kön-
nen, wurde hier zur Regelung ersatzweise die Menge 
der Bebauung geregelt. Die Begrenzung des Umfangs 
ergibt sich durch die Festsetzung der höchstzulässigen 
Grundfläche. 
 

2.5) Die Flugplatz Uetersen GmbH verpflichtet sich, eine Zustimmung zu Be-
triebsgründungen mit dem Firmensitz „Flugplatz Uetersen“ für folgende 
Luftverkehrsarten nicht zu erteilen: Luftfahrtunternehmen für den  

a) gewerblichen Schulungsbetrieb,  
b) Bedarfsluftverkehr mit und ohne feste Flugzeiten einschließlich  
    Seebäderverkehr,  
c) Linienluftverkehr.  

 

Zu 2.5) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

2.6) Die Gemeinde Heist ist nicht in der Lage, den Feuerschutz mit ihrem jetzi-
gen Fuhrpark auch auf den Bereich des Flugplatzes mit seinen besonde-
ren Gegebenheiten auszudehnen. Sollte die Gemeinde trotzdem verpflich-
tet werden, den Feuerschutz auf dem Flugplatz zu übernehmen, verpflich-
tet sich die Flugplatz Uetersen GmbH hiermit, sämtliche Kosten zu über-
nehmen, die für die Anschaffung des notwendigen Fahrzeug- und Materi-
albedarfs und die Ausbildung sowie für die Unterhaltung und Wartung ent-
stehen.  
 

Zu 2.6)  
Es handelt sich hier um privatrechtliche Regelungen, 
die nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden kön-
nen. 

2.7) Die Kosten der Unterhaltung des gemeindlichen Weges Bültenkoppel als 
Zufahrt zum Flugplatz werden übernommen. Jährlich werden der Ge-
meinde Heist innerhalb eines Monats nach Rechnungsstellung daher die 
Kosten erstattet, die sie für die Unterhaltung dieses Weges aufwendet.  
Ein Anspruch auf Ausbau (z. B. Verstärkung und Verbreiterung, Oberflä-
chenentwässerung, Beleuchtung) besteht nicht. Sollte die Gemeinde in 
Übereinstimmung mit der Flugplatz Uetersen GmbH den Ausbau im Hin-
blick auf den Umfang der Flugplatznutzung für erforderlich halten, ver-

Zu 2.7) 
Festsetzungen außerhalb des B-Plan-Geltungsbereichs 
sind rechtlich nicht möglich. 
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pflichtet sich die Flugplatz Uetersen GmbH hiermit, auf ihre Kosten den 
Ausbau vorzunehmen. 
 

2.8) Über den im nachfolgenden § 2 festgelegten Rahmen hinaus erfolgt kein 
weiterer Ausbau des Flugplatzes. Einrichtungen zur Gewährleistung der 
Sicherheit des öffentlichen Flugbetriebes sind hiervon ausgenommen und 
können von Fall zu Fall beantragt werden. Gewerbetreibende, die nicht 
unter Ziffer 5 fallen, erhalten auf dem Flugplatz ohne Zustimmung der 
Gemeinde Heist keine Betriebserlaubnis. Ausgenommen hiervon sind die 
Zulassung eines Gewerbetreibenden Gastwirts und die der Firma Techni-
cal-Service, 2 Hamburg 62, Flughafen, von der Flugplatz Uetersen GmbH 
bereits erteilte Zusage zur Ausübung eines Wartungsbetriebes. Aus dieser 
Zusage kann die Firma Technical-Service gegenüber der Gemeinde Heist 
nicht das Recht zum Bau einer Wartungshalle ableiten.  
 

Zu 2.8) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

2.9) Die Gemeinde Heist übernimmt folgende Verpflichtungen:  
 
Die Zustimmung gem. § 35 BBauG dafür zu erteilen, dass langfristig Un-
terstellplätze für höchstens 60 motorgetriebene Flugzeuge (Motorsegler 
und Flugzeuge) mit einem Höchstgewicht bis zu 5,7 t und einer Ge-
räuschentwicklung zu schaffen, die zurzeit der Unterstellung den zu die-
sem Zeitpunkt veröffentlichten Lärmvorschriften entsprechen. Die Be-
schränkung hinsichtlich der Geräuschsegler, die nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages zur Unterstellung angemeldet werden.  
 
Bauträger sind die verschiedenen, auf dem Flugplatz Uetersen beheima-
teten Luftsportvereine. 
 

Zu 2.9)  
Siehe 2.4. 

2.10) Die Zustimmung gem. § 35 BBauG für den Bau eines Restaurants ohne 
Übernachtungsmöglichkeiten, jedoch mit Clubräumen. Die im Gebäude 
enthaltenen Räumlichkeiten für Tower und Flugberatung bleiben auf das 
unbedingt erforderliche Maß beschränkt und müssen sich im Rahmen der 
öffentlich-rechtlichen Richtlinien halten. 
 

Zu 2.10) 
Nutzungen die zum Flugbetrieb gehören können aus 
rechtlichen Gründen im Bebauungsplan nicht ausge-
schlossen werden. 
Es wird für ausreichend gehalten, eine obere Begren-
zung soll nur im Rahmen der jetzt getroffenen Flächen-
größen festzusetzen. 
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2.11) Die Flugplatz Uetersen GmbH sorgt dafür, dass die Auflagen dieses Ver-

trages von allen Flugplatzbenutzern eingehalten und dass Verstöße abge-
stellt werden. Sie verpflichtet sich, alle ihr bekannt gewordenen fliegeri-
schen Verstöße von An- und Abfliegern sowie von Flugzeugführern in der 
Platzrunde an den Minister für Wirtschaft und Verkehr als die zuständige 
Ordnungsbehörde zur Ahndung zu melden. 
 

Zu 2.11) 
Festsetzungen zu Meldepflichten oder Ordnungswidrig-
keiten nach Luftverkehrsrecht können nicht im Be-
bauungsplan getroffen werden. 
 

2.12) Die Flugplatz Uetersen GmbH verpflichtet sich durch diesen Vertrag zu-
sätzlich zu folgendem:  
 
Die Gemeinde Heist erhält die genaue Zahl der im Jahre 1974 am Flug-
platz Uetersen im Sommerhalbjahr an Samstagen (ganztätig) und an 
Sonn- und gesetzlichen Feiertagen (von Betriebsbeginn bis 13.00 Uhr 
Ortszeit) durchgeführten Schulplatzrundenflüge mit motorgetriebenen 
Flugzeugen.  

 
Die Bewegungszahl wird während der genannten Zeiträume in Zukunft 
eingefroren. Die Gemeinde Heist gesteht jedoch einen Überhang von ins-
gesamt 10 % zu.  
 
Die anfallenden Bewegungszahlen werden der Gemeinde Heist viertel-
jährlich zur Verfügung gestellt.  
 

Zu 2.12) - 2.13) und 2.15) - 2.16) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 
 

2.13 Die Gemeinde Heist erhält in zweifacher Ausfertigung die genaue Zahl der 
im Jahre 1974 am Flugplatz Uetersen, im Sommerhalbjahr an Samstagen 
(ganztägig) und an Sonn- und Feiertagen (von Betriebsbeginn bis 13.00 
Uhr Ortszeit) durchgeführten Schulflüge in der Platzrunde mit Motorseg-
lern und Flugzeugen. Die Bewegungszahl wird während der genannten 
Zeiträume in Zukunft eingefroren. Ein Überhang von 10 % wird von der 
Gemeinde zugestanden.  
Die insoweit anfallenden Bewegungszahlen werden der Gemeinde Heist 
zweifach vierteljährlich, und zwar unmittelbar nach Quartalsende zur Ver-
fügung gestellt.  
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2.14) Die Flugplatz Uetersen GmbH sorgt im Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür, 
dass nicht mehr als höchstens 60 motorgetriebene Flugzeuge (Motorflug-
zeuge und Motorsegler; beheimatete und nicht beheimatete) ihren regel-
mäßigen Standort auf dem Verkehrslandeplatz haben.  
 

Zu 2.14) 
Siehe 2.4. 

2.15) Die Flugplatz Uetersen GmbH verpflichtet sich, Genehmigungen und Ein-
richtungen, die als Voraussetzungen für die Benutzung des Platzes durch 
Luftverkehrsarten gem. § 1 Pos. 5. b) und c) des Vertrages vom 
21.11.1975 erforderlich sind, nicht zu erteilen bzw. zu erstellen.  
 

2.16) Sie verpflichtet sich in Ergänzung zu § 2 Pos. 2. Des Vertrages vom 
21.11.1975, dass keine Abfertigungshalle für Personen- und Gepäckabfer-
tigung gebaut wird und dass die spätere Verwendung anderer erstellter 
Räumlichkeiten für diesen Zweck ausgeschlossen wird.  
 

 

 
3) 

 

Zu 3) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

4) Zu 4) 
Siehe 2.4. 
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5) Zu 5) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
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Bebauungsplan Nr. 16  
„Flugplatz Uetersen-Heist (südlicher Teil)" 
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südlich der Marseille Kaserne und  
nordwestlich des Naturschutzgebietes Tävsmoor / Haselauer Moor 
 
(Einfacher Bebauungsplan nach § 30 Absatz 3 Baugesetzbuch) 
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1 Planungsanlass / Art des Bebauungsplans 
 
Durch die Aufstellung dieses Bebauungsplans (B-Plans) soll auf Teilbereichen des Flug-
platzgeländes Uetersen-Heist die Art der baulichen Nutzung gesteuert werden. Gleichzeitig 
werden für dieses Nutzungen Obergrenzen festgelegt. Durch die bauleitplanerische Steue-
rung soll eine städtebauliche Ordnung im Bereich des südlichen Flugplatzgeländes gewähr-
leistet werden. 
 
Die allgemeine Zulässigkeit des Verkehrslandeplatzes wird nicht erst durch diesen Be-
bauungsplan ermöglicht. Vielmehr handelt es sich bereits um ein privilegiertes Vorhaben im 
Außenbereich gemäß § 35 Baugesetzbuch (BauGB). Die Nutzungen und auch evtl. Erweite-
rungen sind daher auch ohne die Aufstellung dieses Bebauungsplans zulässig. Die Geneh-
migung von Bauanträgen wird derzeit auf Grundlage des § 35 BauGB entschieden ohne wei-
tere Steuerungsmöglichkeiten. Durch diesen Bebauungsplan möchte die Gemeinde die ihr 
gesetzlich gegebenen Regelungsmöglichkeiten nutzen. 
 
Gemäß § 30 Abs. 3 BauGB handelt es sich um einen sog. einfachen Bebauungsplan, da 
keine Regelungen bezüglich der Bauweise, der überbaubareren Grundstücksflächen,  der 
Höhe der baulicher Anlagen und über Straßenverkehrsflächen getroffen werden. § 30 Abs. 3 
bestimmt für diesen Fall, dass sich die Zulässigkeit der nicht geregelten Bestandteile weiter-
hin nach § 35 BauGB (Bauen im Außenbereich) richtet und von der Baugenehmigungsbe-
hörde im Einzelfall beurteilt wird. 
 
 
2 Lage des Plangebietes / Bestand 
 
Das Bebauungsplangebiet teilt sich auf in zwei Teilgeltungsbereiche. Diese liegen Luftlinie 
ca. 1,5 bis 2 km südöstlich der Ortslage Heist und umfassen eine Fläche von insgesamt ca. 
7,5 ha. Zum Ortsrand des Ortsteils Unterglinde der Gemeinde Appen beträgt die Entfernung 
etwa 2 km in nördlicher Richtung.  
 
Beide Teilgeltungsbereiche befinden sich am südlichen und südwestlichen Rand des Flug-
platzgeländes Uetersen-Heist (siehe Abb. 1). Hier sind bereits verschiedene flugplatzbezo-
genen Gebäude und Einrichtungen vorhanden. Die Start- und Landebahnen liegen nördlich 
außerhalb der Geltungsbereiche. Rechtlich handelt es sich um einen „Verkehrslandeplatz“, 
der Verständlichkeit halber wird hier der umgangssprachliche Ausdruck „Flugplatz“ benutzt. 
 
Der Flugplatz Uetersen besteht seit 1935 und wurde bis Mitte der 1950er Jahre ausschließ-
lich militärisch genutzt. Von 1955 bis 1972 folgte eine zivile Mitbenutzung, anschließend 
wurde die ausschließliche zivile Nutzung genehmigt. Die Start- und Landebahn für Motor-
flugzeuge wurde aus Lärmschutzgründen in den südlichen Bereich des Flugplatzes verlegt. 
Das Towergebäude mit Restaurant und Flugschule wurde an den jetzigen Standort am Süd-
rand des Geländes verlegt. Die Start- und Landebahn der Segelflieger liegt an der Nordseite 
des Geländes und ist von der Start- und Landebahn der Motorflieger so weit entfernt, dass 
diese parallel betrieben werden können. 
 
Der Flugplatz wird von der Flugplatz Uetersen GmbH als Zusammenschluss der ansässigen 
Luftsportvereine betrieben. Die baulichen Anlagen mit dem ehemaligen Tower in der Süd-
westecke des Geländes bestehen zum Teil seit den 50er Jahren. Hier sind Luftsportvereine, 
Flugzeughallen, Flugschule, Reparaturbetriebe und die Tankanlage angesiedelt. 
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Am 13.08.1973 wurde die Genehmigung für den Verkehrslandeplatz Uetersen I Holstein zum 
Betrieb eines Landeplatzes und Segelfluggeländes vom 16. Januar 1969 mit den dazu er-
gangenen Änderungen und Ergänzungen geändert und ergänzt bzw. neu gefasst. Mit der 
Betriebsgenehmigung einschließlich einer 1. Änderung wurde der Flugplatz Uetersen GmbH 
die Genehmigung zur Anlegung und zum Betrieb eines Landeplatzes des allgemeinen Ver-
kehrs (Verkehrslandeplatz) und Segelfluggeländes für die Durchführung von Flügen nach 
Sichtflugregeln bei Tage erteilt.  
 
Der Landeplatz darf von folgenden Arten von Luftfahrzeugen benutzt werden: 

– Motorflugzeuge und Hubschrauber bis 5,7 t höchstzulässigem Fluggewicht 

– Motorsegler, die mit eigener Kraft starten 

– Segelflugzeuge und Motorsegler, die nicht mit eigener Kraft starten; zugelassen 
sind alle Startarten 

– Fallschirme zu Fallschirmabsprüngen 

– Luftschiffe und Ballone 

 
Der Landeplatz dient laut Genehmigung zur Ausübung des Luftsports einschließlich der 
Ausbildung von Flugzeug- und Segelflugzeugführern sowie der allgemeinen Luftfahrt.  
 
Die Start- und Landebahnen sowie die Rollflächen bestehen aus kurzgemähtem Gras. Die 
Start- und Landebahnen sind in Ost-Westrichtung ausgerichtet. Die Platzrunde verläuft nach 
Osten Richtung Schäferhof, von hier Richtung Süden bis zu den Kiesteichen an der L 105 in 
Appen-Etz. Weiter in Richtung Westen bis nahe der B 431, nach Norden parallel zur Bun-
desstraße und nördlich des Schießplatzes nach Osten auf die Start- und Landebahn 
schwenkend.  
An- und Abflüge erfolgen über Korridore in südwestlicher Richtung zwischen Holm und Heist 
und in südöstlicher Richtung über die Kiesteiche bei Appen-Etz. 
 
Aufgrund von mehr als 15.000 Flugbewegungen jährlich gelten die Einschränkungen der 
Landeplatz-Lärmschutzverordnung vom 5. Januar 1999. Platzrunden und Überlandflüge von 
weniger als 60 min. Dauer in der Zeit von 13 - 15 Uhr und Samstag, Sonntag und an Feier-
tagen nach 13 Uhr sind verboten, sofern die Flugzeuge nicht über erhöhten Lärmschutz ver-
fügen. 
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Abb. 1: Übersichtsplan mit Kennzeichnung der Geltungsbereiche des B-Plans Nr. 16, M. 1 : 25.000 
 
 

3 Planungsvorgaben 
 
3.1 Verhältnis zu Genehmigungen und Planfeststellungen nach 

Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
Die Planung von Flugplätzen unterliegt den Regelungen des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG). 
Flugplätze werden unterschieden in Flughäfen (z. B. große Verkehrsflughafen mit regelmä-
ßigem Passagierbetrieb), Landeplätze und Segelfluggelände. In Heist handelt es sich um 
einen Landeplatz, in diesem B-Plan wird der übergeordnete Begriff „Flugplatz“ verwendet. 
Nach den §§ 6 und 8 LuftVG bedürfen Flugplätze einer Genehmigung oder Planfeststellung 
und sind damit einer Überplanung durch Bebauungspläne nicht zugänglich. Lediglich für 
Hochbauten auf dem Flugplatzgelände“ besteht nach § 8 Abs. 4 die Möglichkeit andere Re-
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gelungen (z. B. Bebauungsplan). Ein Bebauungsplan kann daher den Betrieb oder die Zu-
lässigkeit des Flugplatzes selbst nicht regeln, sondern nur die Ausdehnung von Hochbauten 
und deren Nutzungen. Diese Möglichkeit wird hier genutzt,. Zu beachten ist jedoch, dass die 
Möglichkeit, auch die Hochbauten durch eine Planfeststellung oder Genehmigung zu regeln, 
erhalten bleibt. Hierfür ist das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Lan-
des Schleswig-Holstein zuständig. Genehmigungen oder Planfeststellungen haben im Zwei-
felsfall Vorrang vor den Bestimmungen dieses B-Plans, die Genehmigungsbehörde hat die 
Ziele der Gemeinde jedoch bei ihren Entscheidungen zu berücksichtigen. 
 
Der Verkehrslandelandeplatz ist planungsrechtlich Sondernutzungsgebiet, das gemäß § 6 
LuftVG i.V.m. § 38 BauGB der Fachplanung der Luftfahrtbehörde unterliegt. Unzulässig sind 
solche Festsetzungen eines Bebauungsplanes, die der fachplanungsrechtlichen Privilegie-
rung widersprechen. 
 
Die in § 38 Satz 1 BauGB geregelte Berücksichtigungspflicht bedeutet für die kommunale 
Bauleitplanung, dass bei Vorhaben auf dem Flugplatz §§ 29 bis 37 BauGB nicht anzuwen-
den sind, wenn die Gemeinde beteiligt wird (Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), 4 B 73106 
v. 13.12.2006). 
§ 38 BauGB führt nicht nur dazu, dass die Bedeutung ansonsten zwingend geltender bau-
planungsrechtlicher Anforderungen relativiert wird. Diese Regelung führt auch dazu, dass die 
Möglichkeiten der Gemeinde zur Aufstellung eines Bauleitplanes, der im Widerspruch zu 
einem privilegierten Flugplatzvorhaben steht, eingeschränkt werden. Diese Sperrwirkung 
bedeutet nicht, dass die Aufstellung von Bebauungsplänen für die Flugplatzfläche nicht mög-
lich wäre. Unzulässig sind lediglich solche Festsetzungen eines Bebauungsplanes, die der 
fachplanungsrechtlichen Privilegierung widersprechen. Flugplatzspezifische Nutzungen dür-
fen nicht ausgeschlossen werden. (Grabherr/ReidtIWysk, § 6 LuftVG, Rd.Nr. 178, 180). 
 
Aus Sicht der Luftfahrtbehörde bestehen keine Bedenken gegen diesen B-Plan (Stellung-
nahme vom 05.05.2010, Az.LS 413 623.511.2-12-1). Bei der luftrechtlichen Entscheidung 
der Luftfahrtbehörde zu Vorhaben auf dem Flugplatzgelände sind gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 
LuftVG Belange der Gemeinde zu berücksichtigen. Dies wird zukünftig bei Vorhaben im 
Plangebiet grundsätzlich anhand der Festsetzungen dieses Bebauungsplanes erfolgen. 
 
 
3.2 Vertrag zwischen der Gemeinde Heist und der Flugplatz Uetersen 

GmbH 
In einem Vertrag aus dem Jahr 1975 verpflichtet sich die Flugplatz Uetersen GmbH gegen-
über der Gemeinde Heist den Ausbau des Flugplatzes zu beschränken (z. B. keine Linien-
flugverkehr, keine befestigten Landebahnen, Unterstellplätze nur für max. 60 Flugzeuge). 
Die Aufstellung dieses B-Plans erfolgt auch, um den Widerspruch zwischen die bestehenden 
privatrechtlichen Regelungen (Vertrag) an die öffentlich rechtlichen Regelungen (B-Pplan) 
anzunähern. Eine vollständige Deckungsgleichheit ist jedoch nicht möglich, da ein B-Plan 
nicht so weitreichende Regelungsmöglichkeiten hat wie ein Vertrag. 
Die Gemeinde Heist verzichtet mit diesem B-Plan nicht auf ihre Rechte aus dem Vertrag mit 
der Flugplatz GmbH, dieser Vertrag gilt vielmehr unabhängig und zusätzlich zu diesem B-
Pplan. 
Die Aufstellung dieses B-Plans erfolgt auch, da es neben der Flugplatz GmbH weitere Nutzer 
gibt, für die der Vertrag nicht gilt. 
 
 



Gemeinde Heist  B-Plan Nr. 16 „Flugplatz Uetersen-Heist (südlicher Teil)“ 
 
 

 7

3.3 Regionalplan 
Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen. 
 
Im Regionalplan für den Planungsraum I (Fortschreibung 1998) ist der Flugplatz Uetersen-
Heist als Verkehrslandeplatz dargestellt (siehe Abb. 2). Dem Bedürfnis der allgemeinen Luft-
fahrt (Geschäfts- und Sportreiseverkehr) ist im Planungsraum I durch die vorhandene räum-
liche Verteilung von Verkehrslandeplätzen hinreichend Rechnung getragen. Der Verkehrs-
landeplatz Uetersen versorgt den westlichen Teil des Planungsraumes. 
 

 
Abb.2:  Ausschnitt aus dem Regionalplan mit Kennzeichnung des Plangebietes (oranger Pfeil), ohne 

Maßstab 
 
Die durch den Bebauungsplan getroffene Festsetzung als Sondergebiet mit der Zweckbe-
stimmung „Betriebsfläche Flugplatz“ steht den Aussagen des Regionalplans nicht entgegen. 
 
 
3.4 Landschaftsplan 
Parallel zur 1. Änderung des Flächennutzungsplans (siehe Kapitel 4) ist die 1. Fortschrei-
bung des Landschaftsplanes der Gemeinde Heist erfolgt. Die Geltungsbereiche sind als Eig-
nungsflächen für eine bauliche Entwicklung dargestellt. 
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3.5 Naturschutzgebiet / Natura 2000 
Unmittelbar südlich grenzt das Tävsmoor an den Flugplatz an, dass gemäß der Landesver-
ordnung vom 18. April 1995 als Naturschutzgebiet "Tävsmoor / Haselauer Moor" ausgewie-
sen ist. 
 
Das Naturschutzgebiet „Tävsmoor / Haselauer Moor“ wurde im Jahr 2000 als "Gebiet von 
gemeinschaftlicher Bedeutung" im Sinne der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie in die nationale 
Meldeliste aufgenommen und der Europäischen Union gemeldet (DE 2424-304). Das Gebiet 
soll im weiteren Verfahren bei der EU in die Gemeinschaftsliste der Natura 2000 Gebiete 
aufgenommen werden. 
 
 
3.6 Landschaftsschutzgebiet 
Der Flugplatz Uetersen-Heist ist in das Landschaftsschutzgebiet (LSG) 05 Holmer Sandber-
ge und Moorbereiche eingebettet. Die Grenze des LSG verläuft entlang der westlichen Flug-
platzgrenze, umschließt das Naturschutzgebiet „Tävsmoor / Haselauer Moor“ und schließt im 
Nordosten wieder an den Flugplatz an. Der Flugplatz selbst liegt außerhalb des LSG. 
 
 
4 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 
Die beiden Teilgeltungsbereiche des Bebauungsplangebietes sind in der wirksamen 1. Ände-
rung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Heist als Sonderbaufläche „Betriebsfläche 
Flugplatz“ dargestellt. Zwischen den beiden Sonderbauflächen und südöstlich der östlichen 
Sonderbaufläche sind Grünflächen sowie eine kleinere Waldfläche dargestellt. Nach Osten 
und Südosten schließt sich ein Naturschutzgebiet und nach Westen und Südwesten ein 
Landschaftsschutzgebiet an. Der Änderungsbereich liegt innerhalb der Schutzzone III A des 
Wasserschutzgebietes Haseldorfer Marsch (siehe Abb. 3). 
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Abb. 3: Ausschnitt aus der 1. Änderung des Flächennutzungsplans, M 1: 5.000 
 
Die im Bebauungsplan festgesetzten Sondergebietsflächen sind somit aus den Darstelllun-
gen der 1. Änderung des Flächennutzungsplans entwickelt.  
 
 
5 Städtebauliches Konzept  
 
5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
Das zwei Teilgeltungsbereiche umfassende Plangebiet wird entsprechend der bestehenden 
Nutzungen als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Betriebsfläche Flugplatz“ gemäß 
§ 11 BauNVO festgesetzt. Die beiden Sondergebietsflächen sollen der Unterbringung von 
flugplatzbezogenen Nutzungen dienen. Im Vordergrund stehen dabei die für den Betrieb des 
Flugplatzes unmittelbar notwendigen bzw. zweckmäßigen Anlagen und Einrichtungen. In 
begrenztem Umfang sind aber auch kleinere Gewerbebetriebe denkbar, die aufgrund ihres 
Betriebszwecks einen engen Bezug zum Flugplatzbetrieb haben (Reparatur und Wartung, 
Schulung, sonstige Dienstleistungen rund ums Fliegen). 
 
Die Sondergebiete werden unterteilt in drei Gebiete für die differenzierte Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung getroffen werden. 
Der westliche Teilgeltungsbereich wird insgesamt als Sondergebiet 1 (SO 1) festgesetzt. 
Hier sind Gebäude mit einer Grundfläche von insgesamt 9.000 m² zulässig. Eine zusätzliche 
Bebauungsmöglichkeit ist damit hier nur in geringem Umfang (ca. 1.200 m² entsprechend 
15%) zulässig, da der überwiegende Teil der Flächen bereits bebaut ist. 
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Der östliche Teilgeltungsbereich wird unterteilt. Innerhalb des im östlichen Teilbereich fest-
gesetzten Sondergebietes 2 (SO2) sind Gebäude mit einer Grundfläche von insgesamt 
4.000 m² zulässig. Hier werden zusätzlich zum jetzigen Bestand (ca. 2.900 m² Grundfläche) 
noch Erweiterungsmöglichkeiten eingeräumt. 
Innerhalb des im westlichen Teilbereich festgesetzten Sondergebietes 3 (SO3) sind Gebäu-
de nur in Form von Hallen zum Unterstellen von Flugzeugen mit einer Grundfläche von ins-
gesamt 4.000 m² zulässig. Dieser Bereich ist bisher unbebaut. 
 
Diese räumliche Gliederung verbunden mit den festgesetzten Baumöglichkeiten lassen eine 
ausreichende weitere Entwicklung des Flugplatzes zu. Die Gemeinde geht davon aus, dass 
daher eine Übereinstimmung mit den Zielen der Aufsichtsbehörden gegeben ist. 
 
Die Gebäude sind so zu planen, dass die in den Richtlinien für die Anlage und den Betrieb 
von Flugplätzen für Flugzeuge im Sichtflugbetrieb (NfL I – 327/01) beschriebene Hindernis-
freiflächen des Flugplatzes nicht durchdrungen werden. 
 
 
6 Erschließung 
 
Die Erschließung der Sondergebiete erfolgt über vorhandene Grundstückszufahrten von der 
südlich verlaufenden Straße Bültenkoppel aus. Diese führt nach Westen in Verlängerung 
über den Schlackenweg zur B 431. Die B 431 liegt ca 1,5 km vom westlichen Rand des 
Plangebietes entfernt. Zusätzliche öffentliche Verkehrsflächen werden nicht erforderlich. Eine 
wesentliche Erhöhung des Verkehrsaufkommens als Folge der getroffenen Festsetzungen 
ist nicht zu erwarten. 
 
Die Fahrbahndecke der Straße Bültenkoppel ist aus Gründen der Verkehrssicherheit zu sa-
nieren. Ob und wann eine Sanierung allerdings erfolgen kann, wird die Gemeinde entschei-
den. Im Baugenehmigungsverfahren kann entschieden werden, ob die Erschließung durch 
die Straße noch ausreichend ist. 
 
Die Kosten der Unterhaltung des gemeindlichen Weges Bültenkoppel als Zufahrt zum 
Flugplatz werden von der Gemeinde Heist übernommen. Im o. g. Vertrag mit der Flug-
platz GmbH ist festgelegt, dass diese Kosten der Gemeinde erstattet werden. Ein An-
spruch auf Ausbau (z. B. Verstärkung und Verbreiterung, Oberflächenentwässerung, 
Beleuchtung) ist vertraglich ausgeschlossen. Sollte die Gemeinde in Übereinstimmung 
mit der Flugplatz Uetersen GmbH den Ausbau im Hinblick auf den Umfang der Flug-
platznutzung für erforderlich halten, hat sich die Flugplatz Uetersen GmbH vertraglich 
verpflichtet, auf ihre Kosten den Ausbau vorzunehmen. 
 
 
7 Ver- und Entsorgung / Altlasten 
 
Das Plangebiet ist über die bestehenden Versorgungsleitungen an das öffentliche Netz an-
geschlossen.  
 
Die Abwasserentsorgung erfolgt im westlichen Teil (SO 1) über eine Sammelgrube, die 
regelmäßig geleert wird. Ein öffentlicher Anschluss besteht für diesen Bereich nicht. Für die 
Abwasserentsorgung des östlichen Teils (SO 2 und SO 3) besteht ein Anschluss an eine 
Abwasserdruckleitung. Diese verläuft durch das Tävsmoor und schließt an die Abwasserlei-
tung auf Appener Gemeindegebiet an. 
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Das Oberflächenwasser für den westlichen Teil (SO 1) wird in einem auf dem Gelände vor-
handenen Regenrückhaltebecken gesammelt. Ein Überlauf besteht durch Anschluss an eine 
Regenwasserleitung, die im weiteren Verlauf nach Westen in einem Graben im Bereich der 
Zufahrtstraße von der B 431 mündet. Auf der gegenüberliegen Straßenseite südlich außer-
halb des Sondergebietes 1 ist ein Teich vorhanden, der ebenfalls Regenwasser aufnimmt. 
Das Oberflächenwasser im westlichen Teil wird in zwei kürzlich angelegte Regenrückhalte-
becken gesammelt. Für das Tower Restaurant im Sondergebiet 2 (SO 2) ist eine Versicke-
rungsmulde vorhanden. Bei evtl. Erweiterungen ist zu prüfen, ob die Kapazität der vorhan-
denen Regenrückhaltungen ausreicht. Evtl. Erweiterungen sind im Bauantragsverfahren zu 
regeln. Flächenreserven sind ausreichend vorhanden. 
 
Die Regenrückhaltebecken dienen auch der Löschwasserversorgung.  
Die Gemeinde Heist ist per Gesetz (Brandschutzgesetz § 2) dazu verpflichtet, den abweh-
renden Brandschutz auch im Bereich des Flughafens für bauliche Anlagen zu gewährleisten. 
Hier ist festzustellen, dass derzeit die baulichen Anlagen (jetzt und in Zukunft laut den Fest-
setzungen der Satzung, nicht das übliche Maß einer dörflichen Gemeinde wie Heist über-
schreiten Stellungnahme des Fachdienstes Bauordnung des Kreises Pinneberg vom 
12.05.2010). 
Für den Flugbetrieb hält der Betreiber des Flugplatzes vor Ort ein Löschfahrzeug vor, wel-
ches mit einem Trupp besetzt wird und bei Flugunfällen jederzeit und unverzüglich einge-
setzt werden kann. Die Löschwasserversorgung ist im Bereich des Flugplatzes als gesichert 
im Sinne einer Außenbereichslage anzusehen. 
 
Die Müllabfuhr erfolgt nach die Satzung des Kreises Pinneberg über die Abfallbeseitigung. 
 
Altlastenstandorte oder Altlastenverdachtsflächen sind im Plangebiet nicht bekannt. Im 
Falle von Auffälligkeiten im Untergrund, die auf eine Bodenveränderung oder eine Altab-
lagerung deuten, ist der Fachdienst Umwelt – Bodenschutz des Kreises Pinneberg umge-
hend zu informieren. Die nach Bundes-Bodenschutzgesetz erforderlichen Maßnahmen zum 
Schutz des Bodens bzw. der Gewässer sind dann mit der Bodenschutzbehörde abzustim-
men. Ferner ist auffälliger / verunreinigter Bodenaushub bis zum Entscheid über die fachge-
rechte Entsorgung oder die Möglichkeit der Verwendung auf dem Grundstück gesondert zu 
lagern. Dieser Bodenaushub ist vor Einträgen durch Niederschlag und gegen Austräge in 
den Untergrund, z. B. durch Folien oder Container zu schützen. 
 
Die Gemeinde Heist ist nicht in der Lage, den Feuerschutz bei Erweiterungen auch auf 
den Bereich des Flugplatzes mit seinen besonderen Gegebenheiten auszudehnen. Soll-
te die Gemeinde trotzdem verpflichtet werden, den Feuerschutz auf dem Flugplatz zu 
übernehmen, verpflichtet sich die Flugplatz Uetersen GmbH im o. g. Vertrag, sämtliche 
Kosten zu übernehmen, die für die Anschaffung des notwendigen Fahrzeug- und Materi-
albedarfs und die Ausbildung sowie für die Unterhaltung und Wartung entstehen. 
 
 
8 Immissionsschutz 
 
Wesentliche Vorbelastungen mit Lärm ergeben sich aus den Flugbewegungen, in erster Li-
nie aus Starts und Platzrunden.  
 
Im Plangebiet und in der näheren Umgebung sind keine schutzwürdigen Nutzungen vorhan-
den. Daher sind durch Nutzungen innerhalb des Plangebietes selbst keine Immissions-
schutzkonflikte zu erwarten.  
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Der Flugplatz selbst befindet sich nicht im Plangebiet; Regelungen zum Flugverkehr oder 
zum Fluglärm außerhalb des Plangebietes kann der Bebauungsplan nicht treffen.  
 
Durch die im Plangebiet möglichen Nutzungen kann es allerdings außerhalb des Plangebie-
tes zu einer Erhöhung der Flugbewegungen kommen und damit zu einer Erhöhung von Be-
lastungen entferntere Bereiche wie der Ortslagen von Heist, Moorrege und Appen. Insbe-
sondere im Sondergebiet 3 können noch neue Flugzeugunterstellhallen entstehen, die mög-
lichweise zusätzliche Flugbewegungen nach sich ziehen. Die Zulässigkeit von Starts und 
Landungen kann jedoch durch diesen B-Plan nicht geregelt werden. Durch diesen Be-
bauungsplan wird erstmals eine Obergrenze für die bauliche Entwicklung in den beiden Teil-
bereichen festgelegt. Ohne die Aufstellung eines Bebauungsplans könnten bauliche Anlagen 
für den Flugplatz ohne weitere Deckelung entstehen, da sie nach § 35 BauGB als privilegier-
te Vorhaben im Außenbereich zulässig sind. 
 
 
9 Nachrichtliche Übernahmen / Hinweise 
 
Die Grenzen des südlich und östlich angrenzenden das Naturschutzgebiet NSG Tävsmoor 
/ Haselauer Moor sowie des südlich und westlich angrenzenden Landschaftsschutzgebiet 
LSG 05 Holmer Sandberge und Moorbereiche werden nachrichtlich übernommen. 
Das Plangebiet selbst liegt außerhalb dieser Schutzgebiete. 
 
Das Plangebiet liegt vollständig in der Schutzzone III A des Wasserschutzgebietes Hasel-
dorfer Marsch. Innerhalb der Schutzzone gilt, dass die Verwendung von auswasch- oder 
auslaugbaren wassergefährdenden Materialien beim Bau von Straßen, Zuwegungen sowie 
Lärmschutzdämmen verboten ist. Außerdem sind Erdaufschlüsse (z.B. Bohrungen über 5 m 
Tiefe, Sondierungen), durch die die Grundwasserüberdeckung wesentlich vermindert wird, 
gemäß Wasserschutzgebietsverordnung genehmigungspflichtig. 
In diesem Zusammenhang wird weiterhin auf das Arbeitsblatt A 142 "Abwasserkanäle und –
leitungen in Wassergewinnungsgebieten" der Abwassertechnischen Vereinigung, die "Richt-
linie für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten" (RiStWag) 
und die "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen 
– Technische Regeln" der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall hingewiesen. 
 
Zu den südlich angrenzenden Waldflächen ist jeweils ein Schutzabstand von 30 m einzuhal-
ten. Die Waldschutzstreifen innerhalb der Sondergebiete werden nachrichtlich gekenn-
zeichnet. Gemäß § 24 des Landeswaldgesetzes (LWaldG) ist es „zur Verhütung von Wald-
bränden, zur Sicherung der Waldbewirtschaftung und der Walderhaltung, wegen der beson-
deren Bedeutung von Waldrändern für den Naturschutz sowie zur Sicherung von baulichen 
Anlagen vor Gefahren durch Windwurf oder Waldbrand verboten, Vorhaben im Sinne des 
§ 29 des Baugesetzbuches in einem Abstand von weniger als 30 m vom Wald (Waldschutz-
streifen) durchzuführen.“  
 
Die Plangebiete liegen innerhalb des Schutzbereiches der Verteidigungsanlage Appen. Im 
Baugenehmigungsverfahren ist die Wehrbereichsverwaltung Nord – Außenstalle Kiel zu be-
teiligen. 
 
 
10 Umweltbericht 
 
- in Bearbeitung - 
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11 Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß dem Verfahren und den inhaltlichen 
Anforderungen nach § 1Abs. 6 Nr. 7 BauGB in Verbindung mit § 1a BauGB die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes zu beachten und zu 
berücksichtigen. Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und scho-
nend umgegangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu 
begrenzen (Bodenschutzklausel).  
 
Es gilt, die in der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ge-
nannten Gebote planerisch zu bewältigen und entsprechend ihrem Gewicht in die sachge-
rechte Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB einzubeziehen. So sind die Vermeidung und der 
Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft gemäß § 1a Abs. 3 Satz 1 
BauGB in der planerischen Abwägung zu berücksichtigen. 
 
Weiterhin sind die artenschutzrechtlichen Belange in Bezug auf § 42 Abs. 1 BNatSchG zu 
prüfen. 
 
Die Festsetzungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist nicht erforderlich, da die Ein-
griffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind bzw. zulässig waren (§ 1a Ab-
satz 3 Satz 5 BauGB). Dieser B-Plan bereitet keine Eingriffe in Natur- und Landschaft vor, 
sondern regelt lediglich die Art der baulichen Nutzung und gibt eine Obergrenze für bereits 
jetzt zulässige Nutzungen vor. Für konkrete Vorhaben im Plangebiet ist die naturschutzrecht-
liche Eingriffsregelung wie für Vorhaben im Außenbereich gemäß § 35 BauGB anzuwenden. 
Die Eingriffsregelung ist erst im Rahmen der jeweils konkreten Baugenehmigungsverfahren 
abzuarbeiten und umzusetzen. 
 
Die Untere Naturschutzbehörde ist im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen, um die Be-
lange von Natur und Landschaft zu berücksichtigen, da der B-Plan den notwendigen Aus-
gleich nicht regelt, sondern dieser im Einzelfall zu bestimmen ist. 
 
 
12 Flächen und Kosten 
 
Flächen 
 
Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt ca.7, 5 ha.  

Davon entfallen auf (alle Angaben Zirka-Werte): 

Sondergebiet 1 (SO 1) 30.830 m² 

Sondergebiet 2 (SO 2) 26.780 m² 

Sondergebiet 3 (SO 3) 17.665 m² 

Gesamt    75.275 m² 
 
 
Kosten 
 
Der Gemeinde entstehen durch diese Planung außer der Planaufstellung selbst keine Kos-
ten. 
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